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Im Verlage von Herm. Gottfr. Effenbart's Erben. Verantwortlicher Redakteur: A. H. G. Effenbart. 


100 85 Berlin, den 24. Oktober. 
Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht, dem Titular⸗ 
Aan er Weſener in Horneburg den Rothen Adler ⸗ Orden vierter 
laſſe, dem Büchſenmacher Schablowski des Aten Infanterie-Regiments 


das Allgemeine Ehrenzeichen, ſowie dem Premier⸗Lieutenant Scholtz des g 
2ten Bataillons (Hirſchberg) Tten Landwehr - Regiments und dem Vice⸗ 
ö vorgeſchlagenen Zuſatzes: 


Feldwebel Schröder vom 2lften Infanterie-Regiment die Rettungs⸗Me⸗ 
daille am Bande zu verleihen. 


——— — —-¼-—⅛ — — 


Deutſchland. 


Berlin, 22. Oktober. (59ſte Sitzung der erſten Kammer.) 
„Nach einer Mittheilung des Juſtizminiſters wird der Geh. Juſtizrath 

Biſchof der heutigen Sitzung als Regierungs-Kommiflartus beiwohnen. 
Der Juſtizminiſter: Durch eine Allerhöchſte Ermächtigung vom 
20, d. M. bin ich im Stande, der Kammer zwei Geſetzentwürfe über den 


Schuß der perſönlichen Freiheit und über Stellung unter polizeiliche Auf- i 0 
ni ; Der Präſident zeigt an, daß 
Der Präſident zeigt an, daß der Abg. Milde feinen Antrag, betref- 0 N 
Centralgewalt, die Regierung erklärt habe, am Mittwoch den 24. d. M. 
durch den 


ſicht vorzulegen. 


fend das Truckſyſtem, zurückgezogen hat. 
Auf der Tagesordnung iſt zunächſt der Bericht der Kommiſſion zur 


Prüfung der unter dem 6. Januar d. J. erlaſſenen Einführungs⸗Ordnung 
ur allgemeinen Wechſelordnung für Deutſchland. Derſelbe wird von dem 


bg. Tamnau (als Berichterſtatter) verleſen. 
Die Kommiſſion trägt darauf an, daß den bereits angenommenen 8 
Paragraphen als § 9 hinzugefügt werde: 


297. Tit. 16. Th. 1 werden hiemit aufgehoben. 


raft tritt, findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung. 
Die Kammer tritt dieſem Antrage bei. f 


In Folge der Erklärung des Juſtizminiſters, daß von der bairiſchen 
Regierung den dortigen Kammern ein Geſetzentwurf vorgelegt worden iſt, 
| uch in Baiern die Einführung der allgemeinen deutſchen 
Wechſelordnung in Ausſicht ſteht, tritt die Kammer auch dem zweiten Au- 
trage der Kommiſſion bei, welcher auf Ablehnung eines vom Abg. Cols-⸗ 
Kreisvertretern gewählt, die ein beſonderes Geſetz zu feſten Wahlkörpern 
) h vereinigt. 

Die in Baiern auf Preußen gezogenen Wechſel dürfen erſt 14 Tage 
0 ö b 5 Dieſe Be⸗ 
ſtimmung erliſcht, ſobald Baiern die allgemeine Wechſelordnung, wie ſie im 
g i die auf die Provinz nach der Bevölkerung fallende Zahl der Abgeordneten 
Die Kammer tritt dem Antrage der Kommiſſion bei, welche vorſchlägt, 


nach welchem au 
mann eingereichten Verbeſſerungs-Antrages lautet. Dieſer hatte als §. 10 
folgenden Zuſatz verlangt: 5 5 m f 
vor Verfall zur Annahme vorgezeigt, reſp. proteſtirt werden. 
Dezember 1847 vereinbart iſt, eingeführt hat.“ 


die Kammer möge 


„fh die Erklärung darüber, ob fie der unter dem 6. Januar vor⸗ 
läufig erlaſſenen Einführungsordnung zur allgemeinen Wechſelord⸗ 
vinzen, reſp. Kreiſen, die geſetzliche Regulirung der Aufhebung der Grund⸗ 
ſteuerfreiheiten noch nicht zur definitiven Feſtſtellung der Grundſteuerbe⸗ 


alen I Deutſchland ihre Genehmigung ertheilen wolle, vorbe⸗ 


Die Kammer nimmt ſchließlich die von der Kommiſſton vorgeſchlagen 
Faſſun an. Dieſe enthält noch folgenden Zuſatz: . b 8 Beh 
„„Mit dem Tage, an dem dies Geſetz in Kraft tritt, erliſcht die Gül⸗ 
tigkeit der Verordnung vom 6. Januar 1849.“ (Geſ.⸗Samml. S. 49.) 


ſchuſſes, betreffend den Arkikel 40 der Verfaſſungsurkunde. 


Die Kammer tritt auf Antrag des Ausſchuſſes den Beſchlüſſen der i 


Zweiten Kammer bei. 


Pt Graf Rittberg (als Berichterſtatter) verlieſt den Bericht des 


1 1 81 205 90 8 ag auf die Beſchlüſſe der zweiten Kammer. 
erſten Kammer 0 e 
worden. En 
92 und 93 tritt 
ſchuſſes bei. 

fen Juſtizminiſter. 


Strafen Der Zuſatz „wegen Geringfügigkeit der 


ſtimmung darauf ant i ; g 
ſich herausſtellen 5 991850 ee daß die Frage getheilt werde, damit 


ujape einverſtanden erklärt oder nicht. 


„Abg. Scheller ſtellt einen : rungs- 
jedoch nicht niert wird, NN TE nat 


NO. 248. Mittwoch, den 24. Oktober 


i werben. 


nommen. Art. 97 fällt hier aus. 


Grundbeſitzern Behufs ihrer Zulaſſung zur 0 
freiſtehen, auf eine proviſoriſche Einſchätzung und Beſteuerung ihrer Grund⸗ 
A h ſtücke anzutragen. 

uf der Tagesordnung iſt der nachträgliche Bericht des Central⸗Aus⸗ 


8 folgender: 
88, 89, 90 und 94 find unverändert in der von der 
D ten Faſſung von der zweiten Kammer angenommen le), M 
er von der zweiten Kammer veränderten Faſſung der Art. 86, ſes u. f. w.; 2) zwei bis vier Vertretern der bedeutendſten Städte des 
die erſte Kammer auf den Antrag des Central⸗Aus⸗ 
Anſtalten, welche korporative Rechte beſitzen; 


: zu Artikel 93 iſt nicht zu empfehlen, da er ein Motiv iſt, zumal 
bei 58 beſtehenden Geſetze nicht begründetes Motiv, und 10 9 5 | 


he 155 ſich mit dem angeführten 


1849. 


Die Kammer tritt der von der zweiten Kammer beliebten Faſ⸗ 
ſung des Art. 93 bei, mit Ausſchluß der Worte: „wegen Geringfügigkeit 
der Strafen“. N 

Abg. Fiſcher ſoricht ſich für die von der zweiten Kammer angenom⸗ 
mene Faſſung des Art. 95 aus, Abg. o. Manteuffel gegen dieſelbe. 

Abg. v. Zander iſt für Beibehaltung des von der zweiten Kammer 


Eine vorgängige Genehmigung der Behörde darf jedoch nicht verlangt 


Ueber den von der zweiten Kammer angenommenen Zuſatz findet auf 


Antrag des Abg. Fiſcher namentliche Abſtimmung ſtatt. 


Von 111 Anweſenden ſtimmen 41 für, 70 gegen Beibehaltung des 


f Zuſaget; er iſt alſo abgelehnt. 


rt. 96 wird in der von der zweiten Kammer beliebten Faſſung ange⸗ 
Schluß 2 Uhr. 


Berlin, 22. Oktober. (38 ſte Sitzung der zweiten Kammer.) 
auf die Interpellation des Abg. von 


Beckera th in Bezug auf die deutſche Frage, beſonders die Bildung der 


General v. Rado witz Antwort ertheilen zu wollen. 1 
Die Diskuſſion über Titel V. der Verfaſſung nimmt ſodann ihren 


Anfang. 
Nach der Anſicht des Präſidenten herrſcht über die Frage, ob das 


| Ein- oder Zweikammerſyſtem in die Verfaſſung aufzunehmen ſei, keine 
A ! Meinungsverſchiedenheit. 
Die Beſtimmungen des Allg. Landrechts über Handelsbillets und kauf⸗ 
männiſche Aſſigngtionen in den SS. 1250 bis 1304 Tit 1. Th. 2. und 8. 5 
ae Kommiſſion gemacht worden: 
Auf, Rechts⸗Verhältniſfe aus ſolchen Handelsbillets und kaufmänniſchen 
fag tet welche vor dem Tage ausgeſtellt find, mit dem dies Geſetz 
i 5 


Daher wird die General⸗Diskuſſion ſogleich 
über die Paragraphen beginnen, welche die Herren⸗ Kammer betreffen; es 
find die §§. 60-65. Zu denſelben ſind folgende Abänderungen von der 


Abänderungs⸗Anträge der Reviſions⸗Kommiſſion der Zweiten Kammer: 
zu Art. 60. und 61. keine. 
Zu Art. 62. Die Erſte Kammer beſteht: 

1) aus den Prinzen des Königlichen Hauſes welche ihren ER in ber 
Kammer einzunehmen berechtigt find, ſobald fie das 18te Lebens⸗ 
jahr zurückgelegt haben; 

2) aus 240 1 Mitgliedern. 

Zu Art. 63. Die durch Wahl in die Erſte Kammer zu berufen⸗ 
den 240 Mitglieder (Art. 62.) werden zu zwei Dritttheilen von den 


Das letzte Dritttheil dieſer Mitglieder wird von den höchſtbeſteuerten 
Grundbeſitzern in der Art gewählt, daß in jeder Provinz diejenigen 
200 Grundbeſitzer, welche mit der höchſten Grundſteuer belaſtet ſind, 


wählen. 
1 Die näheren Anordnungen erfolgen durch das Wahlgeſetz. 
Tranſitoriſche Beſtim mung. 
Falls bis zur nächſten Wahl für die Erſte Kammer in einzelnen Pro⸗ 


ſo ſoll es den betreffenden 


träge aller Grundſtücke geführt haben ſollte, 5 
Wahlberechtigung (Art. 63.) 


Zu Art. 64. Keine. 

Zu Art. 65. Es wird beantragt, nachfolgenden Zuſatz (Art. 84. 
Alinea 1.) aufzunehmen: g 

Die Mitglieder der Erſten Kammer erhalten weder Reiſekoſten noch 


t Diäten. 3 
Ausſchuſſes über Tit. VI. und VII. Art. 85 bis 97 der Verfaſ⸗ 


Der Hauptinhalt der zu denſelben eingegangenen Amendements iſt 


J. Keller (Barnim) a. Art. 62. fo zu faſſen: Kr 
Die Erſte Kammer befteht aus: 1) den Prinzen des Königlichen Hau⸗ 


Landes; 3) Vertretern der Landes⸗Univerſitäten, Akademieen und anderen 
4) den Häuptern der vor⸗ 
mals unmittelbaren deutſchen Reichsſtände; 5) den katholiſchen Landesbi⸗ 
ſchöfen und den Vertretern der evangeliſchen Landeskirche; 6) Vertretern 
der höchſten Militär- und Civilbehördenz 7) höchſtens 12 Mitgliedern, 
welche durch den König um beſtimmter Verdienſte willen ernannt werden 
und lebenslänglichen Sitz in der Kammer erhalten. 1 n 
b) zu Art. 64. den Zuſatz zu machen: Die katholiſchen Biſchöfe blei⸗ 
ben Mitglieder der Erſten Kammer, ſo lange ſie ihr Amt be⸗ 
kleiden. 


II. Reichenſperger zu Art. 62: 4 

Die durch Wahl zu berufenden Mitglieder werden zu zwei Drittheilen 
15 Kreisvertreter, zu einem Drittheil durch die Provinzialvertreter 

ewählt. 
5 III. Techow im Art. 62 unter Nr. 2 zu ſetzen: aus 180 durch die 
Kreisvertreter gewählten Mitgliedern. 

IV. Tobe a) im Art. 62 unter Nr. 2 zu fegen: aus 180 gewählten 
Mitgliedern, 5 

b) zu Art. 63. Die Mitglieder der Erſten Kammer werden zu zwei 
Drittheilen durch die Kreisvertreter, zu einem Drittheil durch die höchſtbe⸗ 
ſteuerten Grundbeſitzer gewählt. a NN) 

V. Wehner a) im Art. 62 unter Nr. 2 zu ſetzen: aus 180 gewähl⸗ 
ten Mitgliedern, 8 

b) zu Art. 63. Die Mitglieder der Erſten Kammer werden zu einem 
Dritttheile durch den König ernannt. Das zweite Dritttheil wird durch 
die Kreisvertreter, das dritte durch die Provinzialvertreter gewählt. 

VI. Menzel zu Art. 63. Die gewählten 240 Mitglieder der Erſten 
Kammer werden zu einem Dritttheil durch alle Staatsbürger gewählt, 
welche das dreißigſte Lebensjahr erreicht haben und eine Klaſſenſteuer von 
8 bis 12 Thalern bezahlen, wenn fie in ihrer Gemeinde ſeit 6 Monaten 
ihren Wohnſitz haben. 

VII. Reuter (Tilſit⸗Ragnit) zu Art. 63. Jeder Preuße, welcher 
pon einem reinen jährlichen Einkommen von 1000 Thalern die Steuern 
entrichtet hat, iſt zur direkten Wahl für die Erſte Kammer berechtigt. 

VII. Graf Dohrn: Im Art. 63 ſtatt, „zu zwei Dritttheilen von 
den Kreisvertretern“ zu ſetzen: „von den Provinzial⸗Verſammlungen“. 


IX. Schöpplenberg: Zu Art. 65 folgenden Zuſatz zu machen: 
Die Mitglieder der Erſten Kammer erhalten aus der Staatskaſſe Reiſe⸗ 
koſten und Diäten nach Maßgabe des Geſetzes. 

Außerdem ſind noch Amendements eingegangen von Breithaupt (Witt⸗ 
ſtock), v. Fock, Urlichs u. A., welche ſich vom 
einzelnen Punkten unterſcheiden. 

Vorſtehende Amendements werden ſämmtlich ausreichend unterſtützt. 

Präſident erklärt, daß die eingegangenen Amendements heut wohl 
noch nicht zur Abſtimmung kommen werden, da eine Berathung derſelben 
in der Kommiſſion vor der nächſten Sitzung zur Fortſetzung der Debatte 
erſt nothwendig ſein würde. 

Abg. Keller: Ich habe einen Antrag geſtellt, der der Mehrheit 
wohl am wenigſten paradox erſcheinen wird. Ich glaube, daß gerade bei 
diefer Diskuſſion es ſich herausſtellen wird, daß bei der verſchiedenſten 
Anſicht, die jedes Einzelnen aus gleich reiner Quelle gefofen ſei. Die 
drei Gedanken der Monarchie, der Demokratie und der Ariſtokratie ſind, 
in ihrer Reinheit aufgefaßt, gleich wichtig. In ihrer Verbindung ſie auf⸗ 
zufaſſen, iſt die Aufgabe der konſtitutionellen Monarchie. 

Das konſtitutionelle Königthum kann ohne eine berechtigte, weiſe Stel⸗ 
Yung jener drei Faktoren nicht beſtehen. 

Sitzt oben auf dem Thron der König und außer ihm ſehen wir nur 
das Meer der Bevölkerung, ſo kann das nicht genügen, denn es fehlt hier 
die natürliche Vermittelung. Wir haben aber in der Geſellſchaft die 
Spitzen, welche zu der Vermittelung geeignet ſind. Ich halte zunächſt den 
großen Grundbeſitz geeignet zu einer ſolchen Stellung. 

an fagt, die erſte Kammer müſſe konſervativ fein, die zweite Kam⸗ 
mer die Bewegung vertreten. Das hat etwas Wahres, aber als entſchie⸗ 
dener Gegenſatz kann dieſe Auffaſſung nicht zu gedeihlichem Schaffen die⸗ 
nen. Aber als zwei gegenſätzliche Extreme aufgefaßt, würde dies einem 
Wagen gleichen, der, vorn und hinten mit einem Pferde beſpannt, unbe⸗ 
weglich bliebe. Es iſt natürlich, daß in der zweiten Kammer das bewe⸗ 
gende Element beſonders vertreten ſei, und in der erſten Kammer das er⸗ 
haltende. Welch' anderer Gedanke kann dem aber zu Grunde liegen, als 
der, auf verſchiedenem Wege zu demſelben Ziele, zu gelangen. Hierbei iſt 
namentlich zu bedenken, daß, wie die Unabhängigkeit der zweiten Kammer 
nach Oben, fo auch die Unabhängigkeit der erſten Kammer nach Unten ge- 
ſichert ſei. 
daß der Adel in frühe⸗ 


Es wird im Berichte der Kommiſſion geſagt, 


rer Zeit der Freiheit ſich ungünſtig gezeigt und darum ihm jetzt keine be- 


ſondern Funktionen angewieſen werden duͤrften. Ich glaube, daß in den 
meiſten geſellſchaftlichen Kreiſen die Bildung einer erblichen Pairie abge- 
lehnt werden würde. Geht man aber in diejenigen Kreiſe, die einzelnen 

Fymilien am nächſten ſtehen und fie am meiſten kennen, da würde ſich je⸗ 
denfalls ein anderes Urtheil ergeben. Jenes erſtere Urtheil wird ſich nur 
ergeben aus einem Kreiſe, der Bourgeoiſie, die nach Unten konſervatid, 
nach Oben gern radikal iſt. 

Alle anderen gemachten Vorſchläge werden dem Gegebenen ſich ſehr 
anſchließen, ſo, daß die erſte Kammer beſonders reich an Beamten ſein 
würde, und ich glaube daher, daß ein unbefangenes Urtheil unter dieſen 
Umſtänden ſich eher für meinen Antrag entſcheiden werde. Man wird 
eine Ariſtokratie, wenn ſie auch in der Verfaſſung fehlt, demnach nicht mit 
einem Federſtrich vertilgen. \ 
„Bildet man die erſte Kammer nach meinem Ahntrage, dann bin ich 
überzeugt, kann man den erſten Theil des Art. 108 getroſt ſtreichen. Man 
wird dann auch das bewegliche Element der zweiten Kammer weniger be⸗ 
denklich finden können. 

Abgeord. Beſeler bedauert die Verhandlung über Art. V. vor Be⸗ 
ſchlußnahme über die Gemeinde- und Bezirks⸗Ordnung. Der Redner 
fährt fort: 

Ich habe daher geſchwankt, ob nicht ein Antrag auf Verſchiebung je⸗ 
ner Berathung geeignet geweſen ſei. Ich habe dieſen Antrag nicht ge⸗ 
ſtellt, aber wir rechnen mit unbekannten Größen, und werden daher um 
ſo vorſichtiger ſein müſſen. Wir werden bei unſerer Diskuſſion auf die 
der erſten Kammer Rückſicht nehmen können und müſſen. Es iſt die erb- 
liche Pairie hier fo eben empfohlen worden, und das nach engliſchem Vor⸗ 


bilde ſchon oft geſchehen. Die engliſche Verfaſſung freilich kann in ihrer 


Reinheit ohne die erbliche Pairie nicht beſtehen, aber in England iſt das 
ein Reſultat einer geſchichtlichen Entwickelung. Die Tradition des hohen 
engliſchen Adels hat dort Boden im Volke, und die dortige Pairie iſt in 
der That eine legale Macht. Ich habe früher Aehnliches für Preußen 
und Deutſchland für möglich gehalten, aber nach reiflicher Ueberlegung bin 
ich davon abgekommen. Bei uns kann man für den Adel, der Freiheit ge⸗ 
genüber, nicht jene Tradition vorausſetzen. Mir iſt nicht bekannt, daß bei 
ung der minder mächtige Adel für die Freiheit Etwas gethan hätte, wie 
das pon England bekannt iſt. Bei uns hat ſich der Adel für ſeinen Ruhm 


und es iſt daher durchaus kein Grund vorhanden, 


Amendement Keller nur in 


mehr den Höfen dienſtbar gezeigt. Ich glaube mich nicht zu irren, wenn 
ich ſage, daß die ſocialen Bewegungen des vorigen Jahres beſonders in 
den Gebieten der fruheren Reichsunmittelbaren intenſiv waren. Jetzt nun 
nach dem Jahre 1848 mit einer erblichen Pairie auftreten zu wollen, halte 
ich für unglücklich, wenn ich nur auf das Schickſal der erblichen Pairie 


Frankreichs hinweiſe. { 

Urlichs: Wir dürfen uns jetzt nicht darauf einlaffen, auf die 
künftige Ausbildung von Inſtituten und Korporationen zu rechnen, wir 
müffen die Zuſtände nehmen wie fie find, und dasjenige Element auf- 
ſuchen, auf welchem wir eine Erſte Kammer gründen können. Ein ſolches, 
und zwar das dauerhafteſte von allen ſcheint mir dasjenige Inſtitut zu ſein, 
gegen welches ſich der Vorredner ſo entſchieden ausgeſprochen hat, die 
erbliche Pairie, zu welcher ſich vor 1848 alle großen Schriftſteller der 
konſtitutionellen Monarchie bekaunt haben. Man hat gegen dieſelbe einge. 
wandt, daß der deutſche Grundadel ſich nicht ſo benommen habe, um jetzt 
ein dedeutendes politiſches Element zu bilden. Ich glaube aber, daß die 
engliſche Pairie durchans nicht das Lob verdient, welches man ihr geſpendet 
hat; alle großen Reformen in der neueren Zeit ſind ihr abgedrungen worden, 
hier alles Licht zu fehen, 
auf den Grundadel Deutſchlands allen Schatten zu werfen. Wenn aber 
der deutſche Grundadel im Allgemeinen auch manchen Vorwurf verdient, 
trifft derſelbe den preußiſchen großen Grundbeſitz? Iſt der Adel ſeit 1848 


1 unpopulair geworden, daß ihm keine Stelle mehr im Staate gebührt, 


ind alle jene Verdienſte vergeſſen, welche er früher der politiſchen Ent⸗ 
wicklung geleiſtet hat? Die Stein und Hardenberg ſind aus demſelben 
hervorgegangen, während das berliner Denunziantenweſen durch einen 
Bürgerlichen aus dem Geheime⸗Raths⸗ 
worden iſt. Und wenn der Adel in Preußen unpopulair wäre, dürften 
wir darauf ſo viel Gewicht legen? Ich glaube freilich, daß wir verpflichtet 
ſind, feſtgegründete Ueberzeugung des 
eine gewiſſe Popularität, 
nicht, daß die Maſſe der Erſten Kammer nur aus dem Grandadel beſtehe, 
wie ſich aus meinem Amendement ergiebt. Es ſoll ferner ein Maximum 
erblicher Pairs von 60 feſtgeſetzt werden. Endlich ſoll nicht die Krone 
allein, ſondern auch die Vertretung des Volkes bei derſelben konkurriren. 
Wenn Sie dieſen Antrag annehmen, fo werden Sie ein würdiges Element 
in der Volksvertretung ſchaffen. Die Einwendung der Fideikommiſſe dagegen 
iſt nicht ſtichhaltig. Wir brauchen bei dem betreffenden Paragraphen nur 
hinzu gage Ausnahmen beſtimmt das Geſetz. 

bg. Graf Renard. Die alten Römer wählten, wenn das Vaker⸗ 
land in Gefahr war, einen Diktator, der alle Gewalten in ſich vereinigle, 
und ſolche Diktatur hat das Vaterland öfters gerettet. Wir verfahren 
umgekehrt, indem wir nicht allein die Staatsgewalten trennen, ſondern 
jede einzelne auch möglichſt ſchwach zu machen trachten. Ich bin durchaus 
konſtitutionell, aber ich habe keinen Begriff von einer Konſtitution, nach 
welcher die drei Staatsgewalten gleiche Macht haben ſollen. Ich glaube 
aber, daß wir nicht durch eine künſtliche Verfaſſung, ſondern trotz einer 
ſolchen das Nöthige erreichen werden. Einer zweiten Kammer von Volkes 
Gnaden müſſen wir eine andere Kammer von Gottes Gnaden gegen⸗ 
überſtellen. Die engliſche Verfaſſung hat das, weil die engliſche Revolu⸗ 
tion, was die Geſchichte geſchaffen, nicht angriff, während Frankreich, weil 
es das geſchichtliche Königthum ſogar vernichtete, nicht allein zu keiner 
7 ſondern überhaupt zu keiner Ruhe, zu keinem Heile mehr gedeihen 
wi 


rd. 

Nicht das Jahr 1848 hat die Forderung, keiner erblichen Pairie Bo⸗ 
den zu gewähren, geſchaffen, ſondern die Büreaukratie hat im Sinne Ri⸗ 
chelieu's an der Untergrabung einer haltbaren Ariſtokratie ſeit langen Jah⸗ 
ren gearbeitet. Ich ſchließe mich, am nächſten den Antrage von Keller an, 
obwohl ich kein Freund der Mitte bin; doch wünſche ich, daß man die 
Induſtrie, den Handel nicht als etwas dem Grundbeſitz Entgegenſtehendes 
auffaſſen möge. Man möchte unſern Staat in Atome auflöſen, aber 
es iſt noch nicht gelungen, und wenn wir das, was die Geſchichte uns 
überliefert hat, als die Elemente der großen Entwickelung unſeres Vater⸗ 
landes ferner an dieſer Entwickelung grundgeſetzlich ſich betheiligen 
laſſen, dann wird unſer Staat auch länger noch jener Auflöſung wider⸗ 
ſtehen. (Bravo!) 5 g 0 
Abg. Müller (Wohlau): Wir gehen davon aus, daß ein Zwei⸗ 
kammerſyſtem für uns nothwendig ſei; es handelt ſich uns nur um die 
Bildung derſelben. Ich erkläre mich für Eins von den Amendements, 
welche eine erbliche Pairie wollen, und empfehle daſſelbe auch Ihrer 
Annahme. 184 

Abg. Breithaupt motivirt zunächſt, warum er ſich in ſeinem Amen⸗ 
dement nicht für die erbliche Pairie ausgeſprochen habe. 10 

Nachdem der Abg. Tobe ſein Amendement motivirt hat, wird der 
Antrag auf Vertagung der allgemeinen Diskuſſion angenommen. 

Schluß der Sitzung 2¼ Uhr. \ 

Berlin, 22. Oktober. Ueber den Geſetz⸗ Entwurf, betreffend die 
Aufhebung der Klaſſenſteuer⸗ Befreiungen iſt ſo eben der Bericht der Fi⸗ 
nanz⸗Commiſſion in der zweiten Kammer erſchienen. Die Commiſſion be⸗ 
antragt: Die Kammer wolle beſchließen, dem Entwurf des Geſetzes, be⸗ 
treffend die Aufhebung der Klaſſenſteuer⸗ Befreiungen ihre Zuſtimmungen 
mit der Maßgabe zu ertheilen, daß das Geſetz mit dem 1. Januar 1850 
zur Ausführung gebracht werde. Der 1. Januar 1850 wurde von 
der Commiſſion, im Einverſtändniß mit der Regierungs - Commiffion 
einſtimmig als der geeignetſte Zeitpunkt zur Ausführung anerkannt. 


— Man ſpricht hier viel von einem Separat⸗Bündniß, welches zwiſchen Han⸗ | 


nover, Bayern und Würtemberg abgeſchloſſen worden ſein ſoll, und das bezweckt. 
durch eine enge Verbindung dieſer mittlern deutſchen Stagten ein Gegengewicht 
gegen Oeſterreich und Preußen zu ſchaffen. Sachſen ſoll bis jetzt mehrfachen 
Aufforderungen, dem in Rede ſtehenden Bündniſſe beizutreten, nicht nachgekom⸗ 
men ſein. 5 { 
— Es wird 7 e daß 115 Se. Majeſtät weigere, die von Hrn. 

v. Patow nachgeſuchte Demiſſion zu gewähren, 5 

ae Nach der jüngſten Abſtimmung über $. 108 in der erſten Kammer ſollen 
viele Abgeordnete der zweiten ſich dahin geeinigt haben, in Geldbewilligungen, 
namentlich für die Oſtbahn, ſehr vorſichtig zu verfahren. — Wir theilen dieſe 
Nachricht aus der „Parlaments ⸗Correſpondenz“ mit dem Bemerken mit, daß wir 
eine derartige Vorſicht ſehr natürlich finden. Wie auf dem Vereinigten Landtage 
der Regierung auch für einen anerkannt nützlichen Zweck, für die Eiſenbahn ie 
lagen in den Oſtprovinzen die Gelder nicht bewilligt wurden, ſo werden auch ar 
Kammern ſich in die gleiche Lage verfebt finden, wenn ihnen das See e 
ligungsrecht im Allgemeinen nicht zuſteht. Gleiche Urſachen haben gleiche Wir⸗ 
kungen. i (Conſt. 3.) 


und Profeſſorenſtande eingeführt 


olkes zu berückſichtigen, nicht aber 
die nur auf Angewöhnung beruht. Ich will auch 


— 


FLoblenz, 18. Oktober. Durch kriegsrechtliches, von Sr. Maj. dem 
Könige wüten Allerhöchſter Cabinets⸗Ordre vom 4. d. M. beſtätigtes Er⸗ 
fenntniß, d. d. Saarlouis, den 17. Auguſt e., find folgende, wegen Pflicht 
verletzung bei Beſchützung und Vertheidigung des Landwehr⸗Jeughauſes 
zu Prüm zur Unterſuchung gezogene Wehrmänner des sten Bataillons 
(Prüm) 30. Landwehr⸗Regiments, als: 1) Anton Steilen!, wegen mili- 
tatrifchen Aufruhrs als Anftifter und Rädelsführer und wegen Theilnahme 
an einem Aufruhr von Civilperſonen, zur Verſetzung in die zweite Klaſſe 
des Soldatenſtandes, Verluſt der Nationalkokarde und dem Tode durch Er⸗ 
ſchießen; 2) Johann Mannſtein, wegen militairiſchen Aufruhrs als An⸗ 
führer und wegen Theilnahme an einem Aufruhr von Civilperſonen, ſo 
wie wegen Pflichtverletzung auf Poſten und unerlaubter Entfernung, zu 
den Ehrenſtrafen und dem Tode durch Erſchießen; 3) Nicolaus Alken, 
wegen Verlaſſens der Wache, Pflichtverletzung auf Poſten und wegen 
Theilnahme an einem Aufruhr durch Civilperſonen mit gewaffneter Hand, 
zu den Ehrenſtrafen und dem Tode durch Erſchießen; 4) Nicolaus 

atzen, wegen militairiſchen Aufruhrs als Anführer unter gleichzeitiger 
Entfernung aus der Landwehr, zu den Ehrenſtrafen und ſtatt der erkann⸗ 
ten Todesſtrafe zu lebenswieriger Zuchthausſtrafe verurtheilt worden. 

Außerdem ſind durch das gedachte Erkenntniß 52 Militairperſonen 

wegen minderer Betheiligung an den bezeichneten Verbrechen zu Feſtungs⸗ 
ſtrafen von verſchiedener Dauer und reſp. zu den Ehrenſtrafen verurtheilt 


den, f 
BA Die Todesſtrafe iſt an den Wehrmännern Steilen, Manſtein und Al- 
ken am 14. d. M. zu Saarlouis vollzogen worden. ; 
Der ſtellvertretende kommandirende General, 
v. Hirſchfeld. 


München, 18. Oktober. Heut hielt die Kammer der Abgeordneten 
ihre gte öffentliche Sitzung. Der Fürſt Wallerſtein ſtellte die Anfrage, 
ob es wahr ſei, daß von Lerchenfeld und Genoſſen eine Interpellation 
wegen der preußiſchen Kriegskoſtenforderung eingebracht, und ob ſie dem 
Minifterium mitgetheilt wurde. Der Präfident erklärt dies als wahr und 
bemerkt, daß das Miniſterium im Einverſtändniß mit den Interpellanten 
die Beantwortung auf eine der nächſten Sitzungen verſchoben habe. Fürſt 
Wallerſtein ſtellt ferner die Anfrage, wie es mit dem Referat über die 
deutſche Frage ſtehe; ſeit 4 Wochen ſei der Ausſchuß bereits erwählt und 
noch nichts geſchehen, mittlerweile werde dieſe Frage erledigt; er fragt 
ferner, ob das veröffentlichte Geſetz über die neugebildete Centralgewalt 
ohne Betheiligung der baieriſchen Regierung berathen worden ſei, und 
wann das Miniſterium der Kammer hierüber verfaſſungsmäßig Vorlage 
mache. Wallerſtein erinnert ſichtbar gerührt an den Umſtand, daß heute 
der 18. Oktober, und wie hoch das deutſche Weſen und Bewußtſein im 
Jahre 1813 geſtanden ſei. v. d. Pfordten erklärt, daß die baier. Regie⸗ 
rung bei der Bildung der neuen Centralgewalt mitgewirkt habe, daß er 
aber, da das Reſultat dem Miniſterium noch nicht offiziell zugekommen ſei, 
keine Vorlage machen könne. Wallerſtein ſpricht ſich gegen die Aeußerung, 
die Verhandlungen zur Zeit nicht vorlegen zu wollen, entſchieden aus, er 
erklärt die deutſche Frage nicht mehr als ſchwebend, ſondern als faktiſch 
erledigt; in deutſchen Fragen ſei ſogar während des Bundestags während 
der Verhandlungen den Kammern Mittheilungen gemacht worden, und die 
Regierung habe ſehr unrecht, in einer ſo wichtigen Sache ſich des Ge⸗ 
wichts der Zuſtimmung ſeiner Volksvertreter zu berauben. Dr. Heine be⸗ 
merkt, daß der Ausſchuß für die deutſche Frage ſeit 14 Tagen keine Siz⸗ 
zung gehabt habe. Hierauf begann die Berathung des Geſetz⸗Entwurfes, 
die Anſäſſigmachung und Verehelichung der Schullehrer betreffend. We⸗ 
ſtermeyer erklärt die materielle Noth der Lehrer als weſentliches Motiv, 
warum ſich dieſelben zu Fahnenträgern des Aufruhrs und des Umſturzes 
hergaben. Wallerſtein erklärt die Zeit, wo untauglich gewordene fürſtliche 
Hof⸗Trompeter und biſchöfliche Läufer mit Schuldienſten ſtatt einer Pen⸗ 
fion abgeſpeiſt wurden, Gottlob vorüber, glaubt aber, die materielle Noth 
nicht als Motiv anſehen zu können, warum ſich die Schullehrer ſowohl zu 
Fahnenträgern des Umſturzes und Aufruhrs, als auch der Verfinſterung 
gebrauchen laſſen. Sepp beantragt, den Gemeinden das Widerſpruchsrecht 
bei Anſtellungen zu wahren. Miniſter Ringelmann widerlegt die dem Ge⸗ 
feß-Entwurfe gemachten Vorwürfe, erklärt dieſes Geſetz als durch die 
dringendſte Noth geboten, und daß ein förmliches Unterrichtsgeſetz, wo die 
verſchiedenen Wünſche und Anträge, die heute geſtellt wurden, an ihrem 
Ort feien, ſchon bearbeitet werde. Bei der ſpeziellen Debatte wurde mit 
geringen Abänderungen und Redaktions⸗Veränderungen der Geſetz⸗Entwurf 
beinahe einſtimmig angenommen. . 


Stuttgart, 19. Oktober. Die Würtembergiſche Zeitung, bekanntlich 
das Organ des Hrn. Staatsraths Römer, enthält heute einen Artikel über 
die deutſche Frage, aus Veranlaſſung der Eingabe der Vaterländiſchen 
Vereine für den Anſchluß an den Vertrag vom 26. Mai, deſſen Schluß 
wir nachſtehend mittheilen: 

„Es iſt führwahr ein peinliches Gefühl zu wiſſen, daß man eben da, 
wo es vorzugsweiſe gälte zuſammenzuhalten, auf die bisherigen Gefährten 
und Genoſſen wenig oder vielleicht am wenigſten zählen kann und müſſen 
wir uns auch gegen jene vorſchnelle (faſt hätten wir geſagt radikale) Logik 
entſchieden verwahren, welche in dem bisherigen Zögerungsſyſteme der 
Regierung ein, wenn auch bloß ſtillſchweigend zum Behufe von parlamen⸗ 
tariſchen Zwecken geſchloſſenes Bündniß mit der radikalen, brutal⸗ 
langer venbiſchen Partei entdecken will, ſo hilft es doch nichts, ſich 

anger gegen die Wahrnehmung abzuſchließen, daß ein höchſt achtungs⸗ 

werther Bruchtheil der eigenen konſtitutionellen Partei ſeine Unzufriedenheit 
95 dem Verhalten der Staatsregierung in deutſchen Sachen, und der 
die lENE ihrer Entſchlüſſe und Porzeduren immer unverholener durch 
be Feen und anderwärts an den Tag legt. Darum zwar, daß Württem⸗ 
ws em Dreikönigsbündniſſe bisher noch nicht beigetreten, 
ar es noch lange nicht in die Luft geſtellt, und iſt auch ſonſt nichts ver⸗ 

bird bir e indeſſen die Gegenwart drängt und ohne allen Zweifel 
Schl ie Staatsregierung der Adreſſe der Cannſtatter Verſammlung, deren 
Theil wir heute gegeben haben, ungeſäumt die reifliche Erwägung zu 
9015 7 1 laſſen, und überhaupt, ſchon zur Beruhigung ſeiner 
1 ee Freunden und Anhänger, in kürzeſter Zeitfrift mit einer nicht 
Bar En 5 ſondern fertigen Willensmeinung und Entſchließung 
wesen lic olk treten. Es iſt dies nicht bloß eine äußere, ſondern 
Wurte 10 eine innere Nothwendigkeit, die wir bereitwillig anerkennen; 
Stel mberg darf und ſoll wiſſen, wie es daran iſt und welche beſtimmte 
ung in dem neuen Stadium, in welche die deutſche Frage eingetreten 


„. 


iſt, die natürlichen Berather und Vertreter ſeiner Intereſſen ihm anzuwei⸗ 
ſen gedenken.“ ; 


Stuttgart, 19. Oktober. Die Zeichen, daß auch die würtembergi⸗ 
ſche Regierung ſich nicht lange mehr dem Beitritt zum Dreikönigsbündniß 
werde entziehen können, mehren ſich in höchſt erfreulicher Weiſe. Auf 
einer Zuſammenkunft der Handelskammer in Heilbronn iſt der Antrag ge⸗ 


ſtellt worden, daß ſich dieſe Kammern darüber ausſprechen müſſen, ob in 


materieller Beziehung für Würtemberg der Anſchluß an Oeſterreich oder 
an Preußen vortheilhafter ſei, und nach der Zuſammenſetzung der Han⸗ 
delskammern ſteht mit Sicherheit zu erwarten, daß dieſelben ſich für den 
Anſchluß an Preußen entſcheiden. Die betreffende Denkſchrift, welche die 
Stuttgarter Handelskammer der Regierung zu überreichen beabſichtigt 
wird in dieſem Augenblick ausgearbeitet. Außerdem aber, und das iſt faft 
noch wichtiger, wird am nächſten Montag, den 22, Oktober, die Central⸗ 
ſtelle für Handel und Gewerbe denſelben Gegenſtand in Berathung neh⸗ 
men, und man weiß ſchon jetzt beſtimmt, daß auch dieſe Stelle den An- 
ſchluß lebhaft befürworten wird. Alle dieſe Kundgebungen werden nicht 
ohne Einfluß auf die Haltung der Regierung bleiben können, und ſie ſind 
von um ſo größerer Bedeutung, als die Regierung ſeither gegen den 195 
ſchluß an Preußen dieſelben materiellen Gründe geltend zu machen pflegte 
aus welchen jetzt die zunächſt Betheiligten für dieſen Anſchluß ſprechen. N 
3 Ref. 

Flensburg, 18. Oktober. Seit mehreren Tagen ziehen 1 

Schaaren däniſcher Matroſen unter wildem Geſchrei durch die Straßen 


und beläſtigen einzelne Lokale und Wirthſchaften, worin fie glauben deutſch⸗ 


geſinnte Perſonen zu finden; einige Male iſt der Tumult ſo arg gewor⸗ 
den, daß die Schweden zahlreiche Infanterie und en 
ausfenden mußten, welche auch mehrere Arretirungen vorgenommen haben. 
Heute Morgen iſt in Folge dieſer Ereigniſſe ein Plakat der Polizei ver⸗ 
oͤffentlicht, nach welchem allen Civil⸗Perſonen ohne Ausnahme das Tra- 
gen von Waffen auf öffentlichen Plätzen oder in Wirthſchaftslokalen bei 
ſofortiger Arreſtation verboten wird, gleichfalls wird das Zufammenrotten 
auf öffentlichen Straßen und Plätzen der Stadt unterſagt und ſollen 
künftig nie mehr als höchſtens acht Perſonen zuſammentreten dürfen. 


D. R.) 
25 8 Oeſterreich. 

ien, 19. Oktober. Ich höre aus einer ſehr vertrauenswerthen 
Quelle, daß Feldzeugmeiſter Haynau feiner Ober - ER m 
Ungarn enthoben werden ſoll. Es wird ſogar ſchon ſein Nachfolger in der 
Perſon des jetzigen Kommapdirenden in Mähren, Generals der Kavallerie 
Grafen Schlick, bezeichnet; eine Wahl, die, wenn ſie ſich beſtaͤtigen ſollte, 
in jeder Beziehung vortrefflich zu nennen wäre. Denn Schlick ſteht in 
eben ſo hoher Achtung beim Militair als beim Civil. Daß die letzten 
Hinrichtungen in Ungarn als die Urſache der erwähnten Veränderungen 
angeſehen werden müſſen, liegt am Tage. Es ſcheint aber, daß nicht vom 
Miniſterium, ſondern von Hapnau ſelbſt die erſte Veranlaffung zu der 
Enthebung von ſeinem Poſten ausgegangen iſt. Er ſoll nämlich ſehr un⸗ 
gehalten darüber geweſen ſein, daß ohne ſeine Einſtimmung und ohne ſein 
Wiſſen ein Courier mit dem Befehle, die Vollziehung der Todesurtheile 
einzuſtellen, nach Ungarn abgegangen iſt, und darin eine Beeinträchtigung 
ſeiner Rechte als unbeſchränkter Kaiſerlicher Bevollmächtigter in Uugarn 
geſehen haben. Darauf habe er fein Entlaſſungsgeſuch eingereicht, worauf, 
wie bereits oben erwähnt, das Miniſterium im Sinne hat, mit ſeiner Pen⸗ 


ſionirung zu antworten. Ref.) 
Frankreich. 


Paris, 19. Oktober. In der heutigen Sitzung der Nationalver⸗ 
ſammlung verlangte und erhielt General Cavaignae das Wort außer der 
Reihe, um die Stellung der Regierung unter feiner Dietatur in der ita⸗ 
lieniſchen Frage genau zu bezeichnen. Schließlich erklärte er ſich für die 
N 1185 1115 fü ee eh le e meiſterhafte Red⸗ 
ner turnirten heute für und gegen die päpſtliche Politik: Hr. Vi 
und Graf Montalembert. IE pftliche Politit: Hr. Vietor Hugo 


Paris, 20. Oktober. Die Debatte über die römiſche Fr f 
in der heutigen Sitzung der Nationalverſammlung ie Ende 1 
Einigen Rednern der Linken antwortete zum Schluſſe noch der Miniſter⸗ 
Präsident Odilon Barxot, indem er nachwies, daß die franzöſiſche In⸗ 
tervention weſentliche Dienſte geleiſtet habe, da fie die jetzt befiegte Partei 
vor der Rache ihrer politiſchen Gegner ſchützte und dem römiſchen Volke 
die in dem päpſtlichen motu proprio theils ſchon gewährten, theils verhei⸗ 
ßenen liberalen Inſtitutionen verſchaffte. Zugleich erklärte der Minifter- 
Präſident, daß die Regierung alle Amendements zurückweiſe und, wie 
der Thiers ſche Bericht, einfach die Bewilligung der verlangten Eredite 
für die römiſche Expedition verlange. In dieſem Sinne erfolgte auch das 
Votum: „mit Zurückweiſung aller motivirten Tagesordnungen und eines 
von Victor Hugo erfundenen motivirten Schluſſes bewilligte die 
e en mit 469 gegen 180 Stimmen die geforderten 

ummen. 


— Gerichtshof zu Verſailles. Schluß der Sitzung vom 17. Ok 
Bei der Wiedereröffnung läßt der Präſident den Plan . zur beſſeen 
Orientirung über die Vorgänge des 13. Juni unter die Geſchworenen und Ange⸗ 
klagten vertheilen. Der nächſte Zeuge iſt der Oberſt Rollin vom Generalſtabe 
Changarniers. Seine Angaben betreffen den Marſch der Truppen nach dem Bou⸗ 
levard und ihr Verhalten der Volksmanifeſtation gegenüber. Rollin behauptet 
daß die Truppen erſt nach den Aufforderungen auf die Menge eingedrungen ſeien. 
Der Zeuge Goyon, Dragoner ⸗Oberſt, berichtet über die ihm aufgetragene Ein⸗ 
ſchreitung, welche in Säuberung des Boulevards an der Vorſtadt Poiffonniere 
beſtand. Nach etwa 20 Flintenſchüſſen ſtob dort unter aufrühreriſchem Geſchrei 
die Menge auseinander. Der Zeuge Tiſſerand, Oberſt, ſagt aus, daß Volkshau⸗ 
fen mehrfach feine Mannſchaft inſultirt und Aufruhrgeſchrei ausgeſtoßen hätten; 
er ſelbſt habe deshalb einem Bürger flache Hiebe gegeben. Anwalt Combier fragt, 
ob der Zeuge Befehl gehabt habe, Bürger wegen ihm mißliebiger Rufe niederzu⸗ 
fübeln. Dies ſei nicht das Benehmen eines franzöfiſchen Offiziers. Baroche: 
„Beleidigen Sie den Zeugen nicht, er that, was er zu thun berechtigt war.“ — 
Buvignier tadelt, daß der Generalprokurator ſolche Handlungen in Schutz nehme. 
Combier ſpricht von der Brutalität Tiſſerands und wird dafür von Baroche zu⸗ 
rechtgewieſen. Der Zeuge Petit, Lieutenant der mobilen Gensd'armerie, ſagt 
aus, daß ſeine Soldaten mit Steinen und Stuhlbeinen angegriffen worden ſeien. 
Guinard unterbricht ihn mit der Behauptung, daß die Truppen zuerſt angegriffen 
hätten; ein unbewaffneter junger Mann fei von einem Offizier mit dem Säbel 
übers Geſicht gehauen worden. Der Zeuge Lieut. Petit: „Ich war es, der diefer: 
Hieb gustheilte.“ (Entrüſtung und Lärm.] Advokgt Thoüret ruft, die Handlung 


Petits ſei eines franzöſiſchen Offiziers unwürdig. Der Zeuge wendet 
die Bank der Angeklagten und ruft mit einer Miene der Verachtung: 
alle Hundsfötter!“ Ein gewaltiger Tumult erhebt ſich; mehrere Angeklagte ver⸗ 
langen weggeführt zu werden, weil man ſie beſchimpfe. Von den Tribünen er⸗ 
tönt lärmendes Geſchrei gegen Petit. Der Generalprokurator verlangt die Ab⸗ 
führung aller Angeklagten, welche die Sitzung geſtört haben. Die Angeklagten 
toben nun noch ärger; fie erheben fich ſämmtlich, um den Saal zu verlaſſen. 
Gleiches thun die Advokaten, indem ſie vom Gerichtshofe fordern, daß er die ih⸗ 
nen angethane Beſchimpfung exemplariſch ahnde. Der Gerichtshof zieht ſich 
zurück, um über den Antrag des Generalprokurators zu berathen. Sein Aus⸗ 
ſpruch lautet dahin, daß, weil auf beiden Seiten gefehlt worden ſei, ohne weitere 
Berückſichtigung des Vorgefallenen die Verhandlungen fortgeſetzt werden ſollen. 
Unter gewaltiger Aufregung wird die Sitzung um 6½ Uhr aufgehoben. — In 
der Sitzung vom 18. wurde das Zeugenverhör fortgeſetzt. Einige Zeugen ſagen 
aus, daß der Zug am 13. Juni von den Soldaten durchbrochen wurde, ehe man 
die geſetzlichen Aufforderungen gemacht hätte. An der Madelaine hätte jedoch die 
geſetzliche Aufforderung vor dem Einſchreiten der Soldaten ſtatt gefunden. 


Bermiſchte Nachrichten. 

Stettin, 24. Oktober. Der Fleiſchergeſelle Rudolph Böttcher, der Hand⸗ 
ſchuhmacher Hugo Kreffin und der Oekonomie⸗Eleve Hering, welche krankheitshal⸗ 
ber aus der hieſigen Kuſtodie nach dem Krankenhauſe gebracht worden, fanden in 
vergangener Nacht Gelegenheit, ſich aus demſelben zu entfernen, daß ſie den 
Wärter Lemcke vorher gebunden und den Mund verſtopft hatten, wodurch deſſen 
Tod herbeigeführt wurde. Der ze. Hering, welcher wegen Mangels an nöthigen 
Bekleidung ſich in 195 wi en hatte, iſt wieder ergriffen und nach dem 
Krankenhauſe zurückgebracht worden. 

8 Mien Regierungsbezirk Stralſund, brach die Cholera aus. 
Ein Jachtſchiffer Namens Schlonz erkrankte zuerſt daran. Es mochten die 
Einwohner die Krankheit für nicht ſo gefährlich halten, und meinen, die⸗ 
ſelbe werde nicht weiter um ſich greifen, daher ſcheueten es die Angehöri⸗ 
gen und nahen Verwandten nicht, den Kranken zu beſuchen und der Beer⸗ 
digung beizuwohnen. Doch als die Krankheit darauf ſchnell um ſich griff, 
und mehrere von den Perſonen, welche jenen Kranken gepflegt hatten, 
ebenfalls erkrankten und ſtarben, da ergriff die Einwohner große Furcht; 
Keiner wagte es zu den Kranken zu gehen, Keiner der Beerdigung beizu⸗ 
wohnen. Am 17. September wurde eine Leiche zu Wagen nach dem Kirch⸗ 
hofe gebracht, bei der Niemand war als ein Mann, der die Pferde führte, 
und eine Wittwe, die vor zwei Tagen ihren Mann hatte beerdigen laſſen, 
— die Mutter der Todten. Niemand ließ ſich, weder durch flehentliches 
Bitten noch durch Verſprechen hoher Bezahlung bewegen, ihr bei Beerdi⸗ 
gung ihrer Tochter behülflich zu ſein. Auch der Schulze des Ortes war 
nicht im Stande, Männer zur Beerdigung herbeizuſchaffen, und die Leiche 
ſollte daher vorläufig auf dem Kirchhofe ſtehen bleiben. Bald darauf 
brachte der Bauer Niemann mit ſeinem Fuhrwerke zwei Leichen; nur zwei 
Männer, der Arbeitsmann Röbrdanz und der Tiſchler Paſſow waren da⸗ 
bei und beſorgten die Einſenkung der drei Leichen. Noch an demſelben 
Abend erkrankte der genannte Tiſchler Paſſow und ſtarb am folgenden 
Tage. Das vermehrte die Furcht der Einwohner ſo ſehr, daß jeder Haus⸗ 
beſitzer ſich mit den Seinigen abſchloß; kein Nachbar ging zum andern, 
noch weniger zu einem Kranken, und vergebens klopften die Unglöcklichen, 
welche Kranke oder Leichen im Hauſe hatten, an des Nachbars Thür. In 
dieſer Noth, wo der Kranke verlaſſen, der Todte unbeerdigt blieb, trennt 
fh der Arbeitsmann Röhrdanz von Weib und Kind, bezieht ein Haus, 
aus dem alle Bewohner bis auf ein Kind verſtorben waren, und pflegt 
daſſelbe. Die Speiſen werden ihm von ferne hingeſetzt. Er geht in die 
übrigen Häuſer, in denen Cholerakranke ſind, hilft und wartet, ſo viel er 
kann. Von der Todtenfrau unterſtutzt, beſorgt er die Beerdigung; aber auch 
dieſe erkrankt und er ſteht allein. Ungefähr 14 Tage, in denen Jedermann 
vor ihm floh, lebte und wirkte er allein, brachte jeden Tag die Leichen, 

manchmal 3 bis 4 in einem Tage, allein nach dem Kirchhofe. Oft er⸗ 
mattete er, und gewiß nicht ohne Grund klagte er dem Pfarrer, daß es 
ihm zu ſchwer werde, allein die Graber zu bereiten, die Leichen in den 
Sarg zu legen, ins Grab zu ſenken und die Grube zuzuſchütten; 
des Pfarrers reichte hin, ihn zu ermuthigen und ſeines traurigen Amtes zu 
warten bis Gott der Seuche Einhalt that. — Das that der ſehr dürf⸗ 
tige, wohnungsloſe, nur an kleinen Kindern (7 an der Zahl) und an Be⸗ 
weitwilligkeit zu edler Aufopferung reiche Arbeitsmann ke) zu 

) 


ſich gegen 
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rerow. C. 

Stettin. Aus zwei Briefen des früheren Kreis⸗Phyſikus Dr. Pleßner in 
Stettin (datirt Saginaw City, Staat Michigan, den 13. September), welcher im 
IE d. J. nach Nordamerika überſiedelte, theilt die Oſtſee⸗Zeitung Folgen⸗ 
des mit: 

Nachdem er ſeine glückliche Ankunft gemeldet, ſich über den Preis des Hol⸗ 
zes, der Möbel und der Arbeit geäußert, fährt er fort: „Alles Uebrige iſt hier 
beffer und billiger, als in Deutſchland, 
räth, ſo wie Handwerkszeug aller Art. 
\ Sie wiſſen, daß man hier weder Gensd'armen noch Poliziſten, weder Re⸗ 
gierungs⸗ noch andere Räthe unſerer langarmigen, ſchwerfälligen und koſtſpieligen 
Kegierungsmaſchine findet. Die Selbſtregierung (Selfgovernment) iſt hier zur 
Wahrheit geworden, die wenigen Beamten werden hier vom Volke auf 1 bis 2 
Jahre gewählt, man befiehlt hier wenig oder nichts, Jeder handelt nach ſeinem 
beften Ermeſſen, und doch geht alles vortrefflich, da der Bürger ſeinen Sinn auf 
das Große und Ganze richtet, ſeinen Nutzen mit dem Allgemeinen zu verbinden 
oder unterzuordnen weiß. Es herrſcht hier völlige Gleichheit, es giebt keinen Be⸗ 
amten, oder anderen Adel, keinen Kaſtenunterſchied irgend einer Art, aber auch 
keinen Pöbel. Jeder weiß ſich anſtändig und gefittet zu benehmen, Jeder ehrt die 
Arbeit und den Arbeiter, er ſei reich oder arm. General Woodruff und Richter 
Jewett hier am Orte melken ihre Kühe ſelbſt und holen ſelbſt Waſſer, ohne daß 
Jemand darin etwas Beſonderes findet. Dagegen arbeiten die Frauen durchaus 
nichts Anſtrengendes; für Dienſtmädchen iſt hier das Schlaraffenland, wöchentlich 
1 Thlr. 15 Sgr. bis 2 Thlr. Lohn, und dann holt, wenn kein männlicher help 
da iſt, der Hausherr das Waſſer und ſpaltet das Holz für die Küche, von un⸗ 
freundlichen Worten darf nichts verlautbaren. 

Uebrigens lebt man hier ſolide, Bonvivants und Liederliche werden gründlich 
kurirt, denn ſie haben keine Gelegenheit, Geld durchzubringen. In der Woche 
wird gearbeitet, am Sonntage zur Kirche gegangen, Tanzen, Schauſtellungen u. 
dergl. ſind am Sonntage verboten, Bier⸗ und Weinſtuben giebt es nicht, das ver⸗ 
diente Geld bleibt feſt. — Der Geſundheitszuſtand gleicht dem von Stettin, ziem⸗ 
lich viel Wechſelfieber, im Sommer Gallenſieber, doch find die Einwohner kräftig 
und blühend. Das Klima im Sommer iſt das etwa von Livorno, im Winter 
das von Berlin. Wallnüſſe, Pflaumen, Aepfel, Wein reifen wild im Walde, un⸗ 
ſere ſchönſten Gartenblumen in Deutſchland, namentlich die ſcharlachrothe Lobeline 
wachſen in Gräben und auf Wieſen, Melonen im freien Felde. Das Land iſt 
wirklich fabelhaft fruchtbar; noch denkt hier Niemand an Düngen, und doch wächſt 
Weizen, Mais, Gemüſe zu ungeheurer Größe und Güte. 

Die politiſche Unabhängigkeit läßt ſich leicht mit der ſoeialen hier erringen. 
Kommt man ohne Geld hier an, ſo muß man mehrere Jahre hart arbeiten, dann 
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iſt man wohlhabend und ohne alle Sorgen. Nahrungsſorgen kennt der Fleißige 
überhaupt nicht, in fünf Jahren hat man ſpäteſtens ſeine ſchuldenfreie Beſtzun 
mit Vieh und einem Wohnhauſe; man ißt gut, wohnt gut, kleidet ſich gut un 
hat keine Sorgen wegen des Fortkommens ſeiner Kinder. Kein geſunder und ar⸗ 
beitsfähiger Menſch geht hier verloren, Töchter verheirathen ſich noch leichter und 
kein Menſch nimmt Rückficht auf eine Ausſteuer, da er dieſelbe nicht bedarf. Wer 
mit 2500 Thalern hier ankommt, gelangt ſogleich in den Befitz einer ſchönen 
Farm, die Arbeit iſt dann leicht, und das Wohnhaus läßt nichts zu wünſchen 
übrig. Täglich treffen 5 bis 7 Auswanderer hier ein. — Noch weiß ich nicht 
ob ich Arzt bleiben oder als Farmer mich ankaufen werde. Jedenfalls bleibe ich 
in Saginaw oder deſſen Nähe. ’ 

Cöslin. Am 9. hat der Maurergeſell Träder in Daſſow den Kof- 
ſäthenſohn Böhlke daſelbſt, welche beide auf der Jagd waren, durch einen 
Schuß in die Wade des rechten Fußes dergeſtalt verletzt, daß der ze. 
Böhlke ſich bis jetzt ohne Hilfe von Krücken nicht hat fortbewegen können, 
indeß wird die Wiederherſtellung vermuthet. Das Gewehr war, während 
beide im Geſpräch geweſen waren, 1 5 2 N 

— Am 18. Abends brannten in Dramburg 5 Scheunen total nieder, 
wodurch mehrere Ackerwirthe, die faſt ihren ganzen Einſchnitt in ſolchen 
untergebracht hatten, in große Bedrängniß gerathen ſind. Die Gebäude 
waren ſehr mittelmäßig verſichert, der Inhalt gar nicht. Die Urſache des 
Brandes iſt nicht zu ermitteln geweſen. b 

obgleich noch Heu und Kar. 


— Die Ernte iſt als beendet anzuſehen, 
Letztere werden nur eine kärgliche Ernte geben, 


toffeln einzubringen ſind. { 
auch leiden fie mehr oder weniger an der bekannten Krankheit, dagegen 
Roggen aber nur 


das Sommergetreide einen guten Ertrag gewährt, der 

mittelmäßig lohnt. (Pom. Vlksb.) 
Berliner Börse vom 23 Octbr. 
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Deutſchland. 

Berlin. (Fortſetzung der Sitzung des Verwaltungs⸗Rathes vom 
ktober.) i er 5 

u 2 Vorſitzende giebt hierauf die von der Königlich preußiſchen Re⸗ 

gierung beſchloſſene Antwort auf die von dem Königlich hannoverſchen Be⸗ 

vollmächtigten dem Antrage des Herzoglich naſſauiſchen Bevollmächtigten 

in der Sitzung vom gten d. entgegengeſtellte Rechtsausführung. Dieſe 
Antwort lautet in ihrer ſchriftlichen Faſſung alſo: { 

Der Ri hannoverſche Bevollmächtigte hat in der Sitzung des 
Verwaltungs aths vom gten d. M. eine Deduction zum Protokoll über⸗ 
reicht, in welcher der Nachweis verſucht wird: 

1) daß wegen der auf der Bundes⸗ und Wiener Schlußakte beruhenden 
Rechte der dem Vertrage vom 26. Mai e. nicht beigetretenen Staa⸗ 
ten die Berufung eines Reichstages nicht ſtattfinden dürfe, wenn dieſe 
Staaten nicht zu der in der Reichsverfaſſung liegenden Abänderung 
der Bundes verfaſſung ihre Zuſtimmung ertheilten, und dur, 

2) daß, ehe man dieſe Staaten um ihre Zuſtimmung befrage, die in den 
Vorbehalten Sachſens und Hannovers vom 26. Mai in Ausſicht ge⸗ 
ſtellten erneuerten Verhandlungen über Modifizirung des dem Reichs⸗ 
tage vorzulegenden Verfaſſungs⸗Entwurfs erledigt ſein müſſen. 
Hinſichtlich des erſten Punktes iſt es außer Zweifel, daß keiner der 

Theilnehmer am Bündniſſe vom 26. Mai deſſen Fan ie und alſo die Ein⸗ 
fuͤhrung der entworfenen Bundesſtaats⸗Verfaſſung wünſchen konnte, wenn 
vddurch die Rechte dritter, nicht am Bündniſſe betheiligter Staaten ver⸗ 
letzt werden. Preußen hat in voller Anerkennung des Grundſatzes, daß 
die Aufrechterhaltung völkerrechtlicher. Verträge, und namentlich des deut⸗ 
chen Bundes⸗Vertrags, jo weit dieſe wirklich noch beſtehen, bei allen ſei⸗ 
nen Schritten zur Koſolidirung Deutſchlands leitend ſein müſſen, die recht⸗ 
liche Möglichkeit der Bildung eines Bundesſtaates innerhalb des deutſchen 
Staatenbundes ſowohl im Allgemeinen als in beſonderer Berückſichtigung 
desjenigen Bundesſtaates, welcher aus dem mit dem Erg vom 26ften 
Mai c. veröffentlichten Verfaſſungs⸗Entwurf hervorgehen ſoll, auf das 
ſchärffte geprüft und iſt dabei zu der bis dahin von keiner Seite beſtritte⸗ 
nen lleberzeugung gelangt, daß ein rechtliches Hinderniß der freieſten Be⸗ 
wegung in dieſem Sinne nicht beſtehe. € 

Preußen hat natürlich vorausgeſetzt, daß auch ſeine Bundesgenoſſen, 
namentlich diejenigen, welche mit ihm die Einladung zu dem Bündniß er⸗ 
gehen ließen, dieſe Ueberzeugung theilten, und es iſt in Uebereinſtimmung 
mit dieſer Anſicht in dem Art. 1 des Vertrags vom 26. Mai e., in der 
Note vom 18. Mai und der Denkſchrift vom 11. Juni c. zwar ausdrück⸗ 
lich anerkannt, daß hinſichtlich der nichtbeitretenden Staaten alle aus dem 
Bunde von 1815 abfließenden Rechte und Pflichten vorbehalten würden, 
nirgends aber iſt der Konſens dieſer Staaten zur Bedingung der Gültig⸗ 
keit und der Vollziehung des Bündniſſes gemacht. Eine ſolche Bedingung 
hatte eine ſo hohe Wichtigkeit und Bedeutung gehabt, daß, wäre ſie von 
den Pacifeenten wirklich für begründet gehalten, dieſelbe nicht hätte ver⸗ 
ſchwiegen und als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt werden dürfen. 

etzt verſucht indeß der Königl. hannoverſche Bevollmächtigte, aus 
jenen Erklärungen, daß die auf der Bundesakte beruhenden Rechte und 
Pflichten nicht angetaſtet werden ſollten, die Nothwendigkeit jenes Konſen⸗ 
ſes zu deduziren. „Unverkennbar“, heißt es, „liege in der Begründung 
eines Bundesſtaates nach Maßgabe jenes Entwurfs eine Abänderung der 
Bundesverfaſſung. Dieſe Abänderung ſei eben der Zweck jenes Entwurfs.“ 
Nachdem ſodann einzelne Punkte berührt ſind, in welchen die entworfene 
neue Berfaffung mit der Bundesverfaſſung im Widerſpruch ſtehe, wird an⸗ 
geführt, daß nach dem Bundesrechte über Verfaſſungs⸗Veränderungen nur 
durch Stimmen⸗Einhelligkeit beſchloſſen werden könne, und hieraus die 
Folge gezogen, daß jedes Bundesglied auch gegen die Bildung des Bun⸗ 
desſtaakes ein Widerſpruchsrecht habe, welches weder durch die mit der 
Aufhebung der Bundesverſammlung eingetretene Schwierigkeit der Gel⸗ 
tendmachung in der verfaſſungsmäßigen Form, noch durch einen Vertrag 
geſchmälert werden könne. a RP: { 

Dieſe Deduction beruht aber auf einer unrichtigen Porausſetzung. 
Sie verwechſelt die Rechte und Pflichten, welche auf der Bundesakte be⸗ 
ruhen, mit der Bundesverfaſſung ſelbſt. Gerade in dieſem Punkte iſt es 
nöthig, den Ideengang der Deduction ſcharf ins Auge zu faſſen. 

Nachdem die Erklärungen der Regierungen von Preußen, Sachſen und 

annover 

. daß die aus der Bundesakte hervorgehenden Rechte und Pflichten der 

Bundesſtaaten gewahrt bleiben ſollten, | ö 
mit dem Hinzufügen angeführt ſind, daß es Her keinem Zweifel unter- 
liege, auf welchem rechtlichen Grunde das Bündniß vom 26. Mai beruhe, 
von welchem Standpunkte aus daffelbe auszulegen und der neben ihm ver⸗ 

einbarte Verfaſſungs⸗Entwurf aufzufaffen fer, heißt es wörtlich weiter: 

5 „Unverkennbar liegt in der Begründung eines Bundesſtaats nach 
Maßgabe jenes Entwurfs eine Abänderung der Bundesverfaſſung. 
Dieſe Abänderung iſt eben der Zweck jenes Entwurfs.“ 

„Die etwaige Behauptung, daß in der Begründung eines Bun⸗ 
desſtagtes unter einem Theile der deutſchen Staaten eine Abänderung 
der Bundes⸗Verfaſſung nicht liege, wenn nur gegen die nicht beitre- 
tenden Bundesſtaaten die Rechte und Pflichten aus dem Bunde vor⸗ 
behalten bleiben, würde nur auf einem Mißverſtändniſſe beruhen.“ 
Wäre die Bundes⸗Verfaſſung noch in unzweifelhafter und voller Gel⸗ 

tung, ſo würde freilich jedes Bundesglied zur Bewahrung jedes Theils der 

Verfaſſung berechtigt und verpflichtet ſein. Preußen, Sachſen und eben ſo 

Hannover haben mit gutem Grunde nur erklärt, 
die Rechte und Pflichten aus dem Bundes vertrage wahren zu wollen, 

und es kann daher nicht zugegeben werden, daß dafür mit der Wendung, 
es werde eine Abänderung der Bundes⸗Verfaffung dadurch noch nicht 
e daß man blos die Rechte und Pflichte der Bundes genoſ⸗ 
en wahre, 

etwas Anderes eingeſchoben wird. 

Auf eine noch geltende Verfaſſung hat jeder Theilnehmer ein Recht, 

ſo wie er die Pflicht zu ihrer Aufrechterhaltung hat. Wenn daher in jener 


Mittwoch, den 24. Oktober 1849. 


Wendung der Deduction des hannoverſchen ie e ee Beides ge⸗ 
trennt und behauptet wird, daß mit der Wahrung der Rechte der Bundes⸗ 
15 die Verfaſſung noch nicht gewahrt ſei, liegt darin die ganz richtige 

edeutung, daß es Stücke der Bundes - Verfafjung gebe, welche nicht 
mehr Gegenſtand von Rechten und Pflichten, welche alſo erloſchen ſind. 
Und gerade auf dieſe Stücke bezieht ſich die fernere Argumentation. 

Hier liegt nun aber eben der Punkt, in welchem die Anſicht der Kö⸗ 
niglich preußiſchen Regierung von der in der hannoverſchen Debuetiön dar⸗ 
gelegten entſchieden abweicht. Die Paciscenten des Vertrages vom 26ſten 
Mai haben jeder rechtlichen und billigen Rückſicht genügt, wenn ſie die 
Rechte und Pflichten der Theilnehmer am deutſchen Bunde wahren. Die 
Rechte und Pflichten aus dem Bundes ⸗ Vertrage von 1815, ſo weit ſie 
überhaupt noch einen Gegenſtand haben, werden dagegen durch die Ver⸗ 
faſſung des neuen Bundesſtaates in keiner Weiſe verletzt. 

Auf dieſen Sätzen, deren nähere Begründung hier gezeigt werden ſoll, 
beruht die Rechtfertigung der Intentionen der preußiſchen Regierung und 
die Widerlegung der Deduction des hannoveriſchen Bevollmächtigten. 
Was die vorausgeſetzte Geltung der Bundes⸗Verfaſſung betrifft, ſo 
iſt hier an die letzten geſchichtlichen Ereigniſſe zu erinnern. 7 

Am 12. Juli v. J. hat ſich die Bundes⸗Verſammlung mit Zuſtimmung 
aller deutſchen Regierungen aufgelöft und ihre Befugniſſe in die Hand des 
Reichsverweſers niedergelegt. 

Man wird nicht behaupten können, daß mit der Auflöſung der Bun⸗ 
des⸗Verſammlung blos eine Form untergegangen und die Sache ſelbſt, das 
materielle Bundesrecht, unverſehrt geblieben ſei. Es iſt nicht blos eine 
Form, ſondern die weſentlichſte organiſche Einrichtung des Bundes unter⸗ 
gegangen, und das kann nicht ohne Folgen für die Gültigkeit und An⸗ 
wendbarkeit des Bundesrechts und der Bundes⸗Verfaſſung geblieben ſein. 

Nach der ſtrengſten Auffaffung ließe ſich vielleicht behaupten, daß von 
einer fortdauernden Gültigkeit des Bundesrechts und von Rechten und 
Pflichten aus dem Bundesvertrage nach Auflöſung der Bundes⸗Verſamm⸗ 
lung gar nicht mehr die Rede ſein könne. 

Die Königlich preußiſche Regierung iſt indeß dieſer ſtrengſten und 
ſchärfſten Auffaſſung keineswegs gefolgt, ſie hat vielmehr den Zuſtand 
Deutſchlands von der möglichſt konſervativen Seite aufgefaßt und will an 
dem Bande, welches die deutſchen Staaten umſchließt, fo weit feſthalten, 
als dies unter den gegebenen Verhältniſſes irgend möglich iſt. Deshalb 
nimmt ſie an, daß mit Auflöſung der Bundes⸗Verſammlung das die deut⸗ 
ſchen Staaten vereinigende Band nicht gefprengt, der Zuſammenhang unter 
ihnen nicht vernichtet werden ſollte. 8 

Als Preußen das Bündniß vom 26. Mai ſchloß, war ſowohl die 
Bundes⸗Verſammlung, als auch die Wirkſamkeit der Central⸗Gewalt er⸗ 
loſchen. Man wird nicht behaupten können, daß die Bundes - Berfaflung 
ſelbſt nach dem Zerfall dieſer ihrer Organe noch fortbeſtanden hätte. Nur 
die Bundes ⸗Verſammlung hatte mit dem Bundesrechte und den einmal 
gegebenen Verhältniſſen im organiſchen Zuſammenhange geſtanden, die 
monarchiſch⸗ conſtitutionelle Centralgewalt war aus der Zukunft antizipirt 
und ein Stück einer conſtitutionellen Verfaſſung geweſen, wie man ſie be⸗ 
abſichtigt, aber nicht zu Stande gebracht hatte. Ihr Beſtehen hatte daher 
auch keine Kontinuität der Bundes⸗Verfaſſung bewirken können. Mit der 
Bundes⸗Verſammlung war die konkrete Erſcheinung und der Repräſentant 
des Bundes verſchwunden, Niemand war ihre Reſtauration zu fordern be⸗ 
rechtigt, und ſo konnte die Bundes⸗Verfafſung, ohne die ihr entſprechende 
äußere Organisation, ohne Ausſicht auf Wiederherſtellung dieſer Organi⸗ 
ſation, als ſolche von keiner Gültigkeit mehr ſein. 

Der deutſche Bund war ein Verein unabhängiger und gleichberechtig⸗ 
ter Staaten. Nach dieſem ſeinem Begriffe konnte die ihm entſprechende 
Organiſation der Gemeinſchaft nur im Zuſammentritt von Repraſentanten 
aller einzelnen Staaten liegen. Iſt dieſe Organiſation aufgehoben, ſo fehlt 
auch die Verfaſſung des Bundes. Es mag noch eine Einigung der Staa⸗ 
ten, aus der Rechte und Pflichten hervorgehen, fortbeſtehen; dieſe Einigung 
der Staaten iſt aber eine unorganiſirte und verfaſſungsloſe, und die Re⸗ 
gulirung der daraus folgenden Verhältniſſe ift, wie bei einer bloßen Allianz, 
den einzelnen Staaten überlaſſen. 

In der Deductjon des hannoverſchen Bevollmächtigten iſt auf dieſe 
Weiſe nicht unterſchieden. Als Bundes ⸗Verfaſſung gelten ihm ſchlechthin 
die in der Bundes⸗ und Schluß⸗Akte neben einander geſtellten Vorſchriften. 
Hat man freilich blos dieſe im Auge, ſo kann man den Untergang der kon⸗ 
kreten Einrichtung, auf welche fie ſich beziehen, ebenfalls ignoriven, und 
unterſuchen, ob der neue Bundesſtaat mit der Abſtimmungs⸗Ordnung, mit 
der Regel über das Stimmen⸗Verhältniß u. f. w. in Widerſpruch gerathe. 
Es iſt auf dieſe Weiſe ſehr leicht, zu zeigen, daß nicht nur neue Ver⸗ 


faſſungspläne, ſondern auch die meiſten Vorgänge und Zuſtände des letzten 


Jahres mit dieſen oder jenen Artikeln der Bundes⸗ und Schluß ⸗Akte nicht 
vereinbar find. Der hierin liegende Irrthum löſt ſich aber auf, wenn man 
ihn nur konſequent fortſetzt, eine volle und durchgängige Anwendung des 
Bundesrechts fordert und nicht von den wichtigſten Vörausſetzungen deſſel⸗ 
ben, wie von der Exiſtenz und Wirkſamkeit der Bundes ⸗Verſammlung, 
ganz abſtrahirt. 

Iſt nun aber auch die Bundes - Verfaſſung untergegangen, fo waren 
mit derſelben noch nicht nothwendig alle daraus herrührenden und mit 
ihr im Zuſammenhange ſtehenden Rechte und Pflichten der Mitglieder 
untergegangen. Die Verfaſſung enthielt in der Hauptſache a Wunde Be⸗ 
ſtimmungen, Regeln über die Einrichtung und Thätigkeit der undes⸗Or⸗ 
gane, daneben aber auch Verabredungen, erlaubende, gebietende und ver⸗ 
bietende Vorſchriften, denen Rechte und Pflichten entſprachen. Gerade in 
der Bundes ⸗Verfaſſung iſt dieſer gemiſchte Charakter zu erkennen. Sie 
beruht auf Verträgen der einzelnen Staaten, iſt aber wegen ihrer für die 
Dauer geſchaffenen und genau geordneten organiſchen Einrichtungen eben 
ſo wohl eine Verfaſſung, als eine bloße Staaten⸗Allianz, und begründet 
eben jo wohl ſtaatsrechtliche, als völkerrechtliche Verhältniſſe. Preußen 
hat aber die Anerkennung dieſer Rechte, welche als fortbeſtebend betrachtet 
werden können, ausgeſprochen und bethatigt und damit die ape en 
auf das Bundesverhältniß in ſolchem Maße bewieſen, daß der Vorwurf 
einer Beeinträchtigung der Rechte deutſcher Staaten durch weiteres Bora 


ſchreiten auf dem einmal eingeſchlagenen Wege ein ſehr ungegründeter iſt. 
Es wird darauf ankommen, die Einzelnheiten, in welchen durch ein 
Vorſchreiten mit ven Verfaſſungs⸗ Arbeiten ohne Konſens der nicht beige⸗ 
tretenen Staaten den Rechten und Pflichten aus der Bundes⸗Akte oder der 
Bundes⸗Verfaſſung zuwidergehandelt werden ſoll, näher ins Auge zu faſſen. 
Es wird ſich dabei zeigen, daß in den hervorgehobenen Fällen höchſtens 
eine Kolliſion mit den nicht mehr exiſtirenden organiſchen Einrichtungen der 
Bundes-Verfaffung, nie aber eine Kolliſion mit bundesgenöſſiſchen Rechten 
und Pflichten vorhanden iſt. 
Es findet ſich 5 ö | 
1) zunächſt die Angabe, daß in der Begründung des Bundesſtaates 
nach Maßgabe des vereinbarten Entwurfs eine Abänderung der 
Bundes⸗Verfaſſung liege. i s 
Wenn die Bundes - Berfoffung noch exiſtirte und die Verfaſſung des 
engeren Bundesſtaates in dem anfänglich gehofften Umfange zu Stande 
käme, der Bundesſtaat aber alsdann mit Oeſterreich die beabſichtigte Union 
einginge, ſo würde damit allerdings die Bundes⸗Verfaſſung nicht nur ab⸗ 
geändert, ſondern ſogar durch einen völlig neuen Zuſtand erſetzt werden. 
Dieſe Umgeſtaltung der politiſchen Verhältniſſe würde dann auch ſicher auf 
völlig legale Weiſe, durch freie Zuſtimmung aller betheiligten Staaten, zu 
Stande kommen. A. A 
Die Bundes⸗Verfaſſung eriftirt indeß nicht mehr, fie muß, ſoll über⸗ 
haupt der deutſche Bund fortbeſtehen, neu aufgebaut werden, wobei ſich 
nicht vorausſehen läßt, wie weit ſich die neue Form der alten nähern oder 
von ihr abweichen werde. Der engere Bundesſtaat kann aber die Wie⸗ 
derherſtellung einer Bundes⸗Verfaſſung nicht nur nicht erſchweren, ſondern 
er muß ſolche inſofern weſentlich erleichtern, als ſich die Zahl der Pa⸗ 
cifcenten vermindert und die Geſammtheit ihre Verpflichtungen gegen die 
außer ihr ſtehenden Bundesglieder viel kräftiger erfüllen kann, als es bei 
der Vereinzelung mözgeh war. ö 
In dem vollen Bewußtſein dieſes Verhältniſſes hat Preußen in Ver⸗ 
bindung mit Sachſen und Hannover das geſcheiterte Werk der National- 
Verſammlung wieder aufgenommen und dabei den Weg der freien Eini⸗ 
gung einſchlagen müſſen, ſo daß es den einzelnen Staaten überlaſſen blieb, 
ob ſte den gemachten Vorſchlägen beitreten wollten oder nicht. Die Rück⸗ 
ſicht auf die nicht beitretenden Staaten blieb aber durch die gemeinſchaft⸗ 
lich von Preußen, Sachſen und Hannover abgegebene Erklärung, 
daß hinſichtlich dieſer Staaten die Rechte und Pflichten aus dem 
Bunde vorbehalten bleiben ſollen, 
vollſtändig gewahrt. : \ h 
2) „Der weſentlichſte Theil der Bundes⸗Verfaſſung“ heißt es weiter, 
»fei die im Ark. 4 und 6 der Bundes⸗Akte feſtgeſtellte Abſtimmungs⸗ 
Ordnung, dieſe werde aufgehoben, wenn ein Theil der durch ſolche 
Abſtimmung zu erledigenden Angelegenheiten von einem Reichsvor⸗ 
ſtande entweder allein oder nach Beſchlußnahme eines abweichend kom⸗ 
ponirten Fürſtenkollegiums oder gar, unter Beſchlußnahme eines der 
Bundes⸗Verfaſſung völlig fremden Reichstags abhängig gemacht werde.“ 
Da auf Art. 4 und 6 der Bundes⸗Akte Bezug genommen iſt, ſo iſt 
wahrſcheinlich das Stimmen⸗Verhältniß im engeren Rathe und im Plenum 
gemeint, und nicht die in Art. 8 zunächſt noch dem Zufall uͤberlaſſene, alſo 


jetzt noch das Stimmenverhältniß oder die Regel über die Art a 
der Schlußfaſſungen irgend eine Bedeutung haben ſoll. en Se 
3) Ein fernerer Einwand wird hinſichtlich des Rechts des Kriegs und 

Friedens gefunden. „Es iſt eine entſchiedene Abänderung“, heißt es 
„wenn der Entwurf (§. 10) das Recht des Kriegs und Friedens, dag 
die Bundes⸗Verfaſſung nur der Geſammtheit Deutſchlands beilegt 
(Art. 11 der Bundesakte und Art. 35 bis 41 der Wiener Schluß⸗ 
Akte), dem Reichs vorſtande allein auch in dem Falle vindizirt, wenn 
ein Theil des Bundes nicht auf jene Verfaſſung einginge, denn nach 
dem Entwurfe würde der Reichsvorſtand auch ohne allſeitige Ab⸗ 
ſtimmung die nicht beitretenden Bundesglieder in einen Krieg ver⸗ 
wickeln konnen.“ s (Fortſetzung folgt.) 
— Nachdem die Zahl der hieſigen Cholera = Erkrankungen in dieſem 
Jahre die Höhe von 5320 erreicht hatte, iſt ſeit dem 31, Mai, wo die 
Krankheit begann, heut zum erſten Mal zu berichten, daß in den 24 Stun⸗ 
den von vorgeſtern den 20. bis geſtern den 21. Oktober Mittag kein 

neuer Erkrankungsfall ur Anzeige gekommen iſt. (Conſt. Z.) 
Hamburg, 19. Oktober. Die Gebrüder Godeffroy, welche ſich zu 
den bedeutendſten Rhedern am hieſigen Orte zählen, haben ein Kupfer 
ſchmelzwerk aus chileniſchem Erze hierſelbſt errichtet, das ſich eines ſehr 
guten Fortganges erfreut und ſchon nahe an achtzig Arbeiter beſchäftigt. 
Der Haupkabſatz deſſelben geht nach Berlin. Dies iſt einer der Beweiſe, 
wie leicht auf handelsfreiem Boden neue lebenskräftige Induſtriezweige 
erſtehen, bei denen ein höherer Unternehmungsgewinn und ein beſſerer Ar- 
beitslohn abfällt, als es je durch das gemeinſchädliche Bemühen, beides 
durch Schutzzölle in die Höhe zu ſchrauben, zu erreichen iſt. Bedeutſamere 
Winke in dieſer Beziehung hat es kaum je gegeben, als ſie in den letzten 
Monatsveröffentlichungen des Board of Trade über den britiſchen Verkehr 
liegen. Ein die Hoffnungen der meiſten Freihändler ſelbſt überſteigenden 
Export von Manufakturwaaren iſt die Folge des erleichterten Imports ge⸗ 
weſen. Wenn die Gegner eines liberalen Zollſyſtems jetzt nicht zu der 
Verdächtigung greifen, daß das Board of Trade in Folge einer geheimen 
Verſchwörung mit dem freihandleriſchen Miniſterium die Statiſtik zu deſſen 
Gunſten fälſche, ſo wiſſen wir nicht, mit welchen Waffen ſie noch gegen 
die Triarier der Wahrheit, die Zahlen, kämpfen wollen. Alle die Redens⸗ 
arten von dem Fundament der Induſtrie, welches der geſicherte innere 
Markt bilden müſſe, und vom Recht auf Arbeit, mit dem die Schutzzöllner 
eben ſo freigebig ſind, als die Herren von der rothen Republik, verſchwin⸗ 
den doch wohl in ihr Nichts, wenn ihnen als Thatſache gegenüber ſteht, 
daß bei der Handelsfreiheit der innere Markt nicht blos nicht verloren 
geht, ſondern auf dem äußeren fortwährend Eroberungen gemacht wer. 
wüßte daß die Gelegenheit zur Arbeit, die beſſer als das Recht iſt, 
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Hamburg, 21. Oktober. Geſtern Abend iſt dem Gent Kate 
von der hieſigen Liedertafel in Streits Hotel eine Ovation bereitet wor⸗ 
den. Klapka geht mit einigen ſeiner Getreuen Ende dieſes Monats nach 
England und gedenkt feinen Aufenthalt, wie er ſich geäußert, in Londen 
bleibend zu nehmen; Zichy, Eſterhazy und die anderen Offiziere gehen 
hingegen nach den Vereinigten Staaten und werden dort, um eine Ver⸗ 
bindung mit den in England und anderswo ſich aufhaltenden exilirten 
Ungarn zu unterhalten, ein Comits konſtituiren. Wie wir hören, wird 


nicht für ſehr weſentlich gehaltene Abſtimmungs⸗ Ordnung. Der ganze 
Einwand erledigt ſich aber durch die bereits gelieferte Darlegung, daß die 
Es iſt ſchwer abzuſehen, wie 


Verfaſſung des Bundes nicht mehr exiſtirt. 


Dfficiele Bekanntmachungen. 
Bekanntmachung. 


Die Heferung der Verpflegungs⸗Gegenſtände für die 
Gefangenen der hieſigen Strafanſtalt für die drei erſten 
Quartale k. J., beſtehend in: 

175 Winspel Roggen, 24 Winspel Erbſen, 4 Wopl. 

Gerſte, 153 Centner Gerſtenmehl, 114 Centner Hafer⸗ 

rütze, 58 Centner ord. Graupen, 3 Centner feine 

Gen 45 Centner Linſen, 110 Centner weiße 

Bohnen, 4 Centner Weizenmehl, 2 Centner Buch⸗ 

weizengrütze, 2 Centner Carol. Reis, 3700 Scheffel 

Erdtoffeln, 67 Centner Butter, 48 Centner Schmalz, 

und außerdem 1000 Pfund Sohlleder, 550 Pfund 
Fahlleder, 500 1 Rindleder, 40 Centner raffin. 
Rüböl, 72 Schock Roggenſtroh, 500 Tonnen Schmiede⸗ 
kohlen und 2280 Stück Beſen, foll 
am 14 ten November a. e., Vormittags 10 Uhr, 
in dem Geſchäftszimmer der Anſtalt im Wege der Li⸗ 
citation an den Mindeſtfordernden ausgeboten werden, 
wozu ich Lieferungsgeneigte mit dem Bemerken ein⸗ 
lade, daß die zum Grunde gelegten Bedingungen im 
Termine ſelbſt werden näher bekannt gemacht werden. 

Naugard, den 20ſten Oktober 1849. 

Der Direktor 
der Königlichen Straf- und Beſſerungs⸗Anſtalt. 
Schnuchel. 


eee 
Todesfälle. 


Den am 22ſten Oktober erfolgten Tod meines ein⸗ 
zigen Sohnes Auguſt von der Oſten in Liebenow, 
wo er ſeit dem Tode meines Mannes in der Familie 
von Albedyl eine liebevolle Aufnahme gefunden, zeigt 
mit tief betrübtem Herzen an 

die verwittwete Präſidentin von der Oſten, 
3 geb. von Grape. k 
Stettin, den 22ſten Oktober 1849. 


Subhaſt ationen. 
Nothwendiger Verkauf. 
Königliches Kreis⸗ Gericht zu Schwedt, 
den 12ten April 1849. { 
Die auf der Feldmark des Dorfes Roehrchen im 
Greifenhagen'ſchen Kreiſe belegene, im Hypothekenbuche 
von Roehrchen Vol. I. Fol. I. No, I. verzeichnete 
Waſſermühle nebſt Pertinenzien, abgeſchätzt auf 31,584 
Thlr. 27 ſgr. 3 ½ pf., zufolge der nebſt Hypotheken⸗ 


ñ—— — — 


demnächſt Klapka ſeine 
geben. 


ſchein und Bedingungen in der Regiſtratur einzuſehen⸗ 
den Taxe, ſo | 

am 27ften November, Vormittags 10 Uhr, 
an ordentlicher Gerichtsſtelle vor dem Herrn Juſtizrath 
Claſſe ſubhaſtirt werden. 

Der dem Aufenthalte nach unbekannte Oberförſter 
George Friedrich Leiſterer, früher zu Doelitz bei Star⸗ 
gard, oder deſſen Erben, ſowie der ehemalige Mühlen⸗ 
meiſter Bartholomäus Wilhelm Neuendorff oder deſſen 
Erben werden hierdurch zu dieſem Termine öffentlich 
vorgeladen. 


Subhaſtations-Patent. 

Von dem Königlichen Kreisgerichte zu Anklam ſoll 
das dem Nagelſchmiedemeiſter Johann Philipp Wil⸗ 
helm Voigt zugehörige, in der Frauenſtraße belegene, 
im Hypothekenbuch pag. 581 intra moenia verzeich⸗ 
nete Wohnhaus, nebſt dem vor dem Stolperthore be⸗ 
legenen, als Pertinenzſtück dazu gehörigen Garten, 40 
[Muthen groß, zuſammen abgeſchätzt auf 5608 Thlr. 
25 ſgr. 3 pf., im anderweit angeſetzten Termine 

den 30ften April 1850, Vormittags 10 Uhr, 
an ordentlicher Gerichtsſtelle im Wege nothwendiger 
Subhaſtation öffentlich verkauft werden. Taxe und 
Hypothekenſchein find in der Regiſtratur einzuſehen. 

Anklam, den 10ten Oktober 1849. 

Königl. Kreisgericht. Erſte Abtheilung. 


Auktionen. 
Auktion am 2dften und 26ſten Oktober e., Vormit⸗ 


Den geehrten Bewohnern hier und auswärts, ſo 
unſere COWDR TORE, früher unter der Firma; 


Memoiren über den ungariſchen Krieg heraus⸗ 
0 


D. R.) 


tags 9 Uhr, Pelzerſtraße No. 660, über Stutz⸗ und 

Taſchen⸗Uhren, Prätioſen, Gold, Silber, Glas, Por⸗ 

zellain, Kleidungsſtücke, Leinenzeug, mahagonh und 

birkene Möbel aller Art, Haus- und Küchengeräth; 
am 26ſten Oktober c., um 11 Uhr: viele und gute 

herrſchaftliche Betten, eine Parthie Streichſchwamm, 

Meß⸗Inſtrumente, als aeg e 20, 

eis ler. 


Verkäufe beweglicher Sachen. 
Elbinger Talglichte, à 53 Sgr., 


in Centnern und Steinen billiger, empfiehlt 
Carl Betſch, gr. Wollweberſtr. No. 565. 


Dienſt⸗ und Beſchäftigungs⸗Geſuche. 


Eine mit guten Zeugniſſen verſehene Wirthſchafterin, 
die der herrſchaftlichen Küche vorſtehen muß, wird nahe 
bei Stettin auf einem Rittergute ſofort geſucht. Nä⸗ 
heres in der Exped. d. Bl. 


Lotterie. 


Zur de e Ziehung der Aten und letzten 
Klaſſe 100fter Lotterie find noch einige Kauflooſe zu 
haben bei 

J. C. Rolin, Königl. Lotterie-Einnehmer. 


wie unſern verehrten Gönnern zur Nachricht, daß wir 


A. Methier & Co., 


ſeit zwei Jahren bereits unter der Firma: 


GEBRÜDER JENNY, 


von der Louiſenſtraße No. 740 nach der ; 


Kleinen Domstrasse No. 685 


verlegt haben, und erſuchen, das uns bisher geſchenkte Zutrauen auch ferner zu bewahren. 5 
Beſtellungen auf Torten, Gefrornes, Kuchen jeder Art und alle in unſer Fach einſchlagende Artikel 
werden jederzeit angenommen und auf das Sorgfältigſte ausgeführt. N 
Auch werden Beſtellungen in der Conditorei des neuen Schauspielhauses entgegen“ 


genommen. 


Gebr. Jenny. Conditoren. 
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